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Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 17. April 1985

- 4 AZR 361/83 -
Urteil vom 30. September 1982
- 2 Ca 828/82 - 
Urteil vom 25. Mai 1983
- 12 Sa 1765/82 -

I. Arbeitsgericht 
Wesel

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv: Nein

Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:
Zuschuß zum Kurzarbeitergeld als Bruttobetrag 
Gesetz:
TUG § 1 Tarifverträge: Feuerfest-Industrie; MTV für die 
Feuer fest-Irtdustrie vom 9. November 19.78 Nr. 174
Leitsätze:

K e i n e
(vgl. 4 AZR 510/84)

Hinweise des Senats:
Zuschuß zum Kurzarbeitergeld ist brutto zu zahlen.
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H AZR 361/83
12 Sa 1765/82 Düsseldorf
Verkündet am 
17. April 1985
Haust,
RegierungshauptSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 17. April 1985 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Neumann, die Richter Dr. Feiler 
und Dr. Etzel sowie die ehrenamtlichen Richter Prieschl 
und Engert für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Beklagten werden die 
Urteile des Landesarbeitsgerichts Düssel­
dorf vom 25. Mai 1983 - 12 Sa 1765/82 - und 
des Arbeitsgerichts Wesel vom 30. Septem­
ber 1982 - 2 Ca 828/82 - aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger ist bei der Beklagten, die Gegenstände der Bau­
keramik herstellt und vertreibt, als Schlosser beschäftigt. Beide 
Parteien sind Mitglieder der tarifschließenden Verbände für die 
Feuerfest-Industrie.

Im Januar und Februar 1982 fiel bei der Beklagten Kurzarbeit 
an, von der auch der Kläger betroffen war. Für diesen Zeitraum 
erhielt er Kurzarbeitergeld. Zusätzlich zahlte die Beklagte an 
den Kläger einen Zuschuß zum Kurzarbeitergeld in Höhe von 57,55 
DM brutto. Von diesem Betrag behielt sie 21,09 DM an Lohn- und 
Kirchensteuer sowie Arbeitnehmeranteilen zur Sozialversicherung
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ein.

Der Kläger meint, der Zuschuß zum Kurzarbeitergeld stehe ihm 
als Nettobetrag zu* Deshalb müsse ihm die Beklagte den für Lohn- 
und Kirchensteuer sowie Arbeitnehmeranteile zur Sozialversiche­
rung einbehaltenen Betrag von 21,09 DM noeh nachzahlen. Dies 
folge aus Nr. 174 des Rahmentarifvertrags für die Feuerfest-In­
dustrie in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Hessen und Nie­
dersachsen vom 9. November 1978 (RTV). Nach dieser Tarifnorm 
werde der Zuschuß zum Kurzarbeitergeld nach dem Nettoarbeitsent­
gelt (90 v.H.) berechnet. Der Sinn und Zweck der tariflichen 
Regelung liege erkennbar in der Sicherung des Lebensstandards der 
Arbeitnehmer in Höhe von 90 v.H, ihres Nettoarbeitsentgelts.
Dies sei auch das Ziel der vertragsschließenden Gewerkschaft und 
Gegenstand der Tarifverhandlungen gewesen. Die Auffassung des 
Klägers habe der Arbeitsring der Arbeitgeberverbände der deut­
schen chemischen Industrie e.V. für eine gleichlautende Tarif­
norm für die chemische Industrie in einem Rundschreiben an seine 
Mitglieder selbst geteilt, wenn es dort heiße, durch die Zu­
schußregelung werde dem Arbeitnehmer, der Kurzarbeitergeld be­
ziehe, generell 90 % des Nettoarbeitsentgelts, das er ohne Kurz­
arbeit erzielt hätte, garantiert. In der Praxis sei der Zuschuß 
zum Kurzarbeitergeld bis 1980 netto gezahlt worden.

Der Kläger hat demgemäß beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 
21,09 DM nebst 4 v.H. Zinsen seit 
Klagezustellung (3* Mai 1982) zu zah-
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen, grundsätzlich müsse davon ausgegangen werden, daß 
tarifliche Leistungen als Bruttobetrag geschuldet seien. Eine 
Nettoregelung könne nur dann angenommen werden, wenn sie eindeu­
tig und ausdrücklich getroffen worden sei. Daran fehle es vor­
liegend. Soweit sich die Höhe des Zuschusses nach der Höhe des 
Nettoarbeitsentgelts richte, handele es sich nur um eine Berech­
nungsgrundlage für die Höhe des Zuschusses, ohne daß damit gere­
gelt werde, ob der Zuschuß netto ober brutto zu zahlen sei. Mit 
der Bezugnahme auf das Nettoarbeitsentgelt bei der Berechnung des 
Zuschusses habe verhindert werden sollen, daß die Bundesanstalt 
für Arbeit den Zuschuß auf das Kurzarbeitergeld anrechne, was sie 
bei einer Festlegung des Zuschusses auf einen bestimmten Pro­
zentsatz des Bruttoarbeitsentgelts angekündigt habe. Auf die von 
dem Arbeitsring der Arbeitgeberverbände der deutschen chemischen 
Industrie e.V. in einem Rundschreiben geäußerte Rechtsauffas­
sung könne sich der Kläger nicht berufen, da hieraus keine Rück­
schlüsse auf den Willen der Tarifvertragsparteien möglich seien.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landes­
arbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen.

Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision ver­
folgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter. Der Kläger 
beantragt Zurückweisung der Revision.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der 
vorinstanzlichen Urteile und zur Klageabweisung. Der Kläger kann 
von der Beklagten nicht die Zahlung von 21,09 DM netto verlangen. 
Denn ihm steht der Zuschuß zum fCurzarbeitergeld nicht als Netto­
betrag, sondern nur als Bruttobetrag zu.

Auf das Arbeitsverhältnis findet kraft beiderseitiger Ver­
bandszugehörigkeit der Rahmentarifvertrag für die Feuerfest-In­
dustrie in NordrheinrWestfalen, Rheinland-Pfalz, Hessen und Nie­
dersachsen vom 9• November 1978 (RTV) mit unmittelbarer und 
zwingender Wirkung Anwendung (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1.
TVG). In Nr. 174 RTV haben die Tarifvertragsparteien für den 
Zuschuß zum Kurzarbeitergeld, folgende Regelung getroffen:

"Arbeitnehmer, die Kurzarbeitergeld beziehen, 
erhalten einen Zuschuß zum Kurzarbeitergeld. 
Die Höhe des Zuschusses errechnet sich aus 
dem Unterschiedsbetrag zwischen dem infolge 
des Arbeitsausfalles verminderten Nettoar­
beitsentgelt zuzüglich dem Kurzarbeitergeld 
und 90 % des Nettoarbeitsentgelts, das der 
Arbeitnehmer ohne Kurzarbeit im Abrechnungs­
zeitraum bei normaler Tarifarbeitszeit er­
zielt hätte. Dieser Zuschuß ist kein Arbeits­
entgelt und wird deshalb bei tariflichen Lei­
stungen, deren Höhe vom Arbeitsentgelt ab­
hängig ist, nicht berücksichtigt. Bei der 
Ermittlung des Nettoarbeitsentgelts werden 
die tariflichen Schichtzulagen und die ta­
riflichen Zuschläge für Nacht- und Sonntags­
arbeit mitberUcksichtigt, nicht aber die 
Feiertagszuschläge."

Aus dem für die Tarifauslegung maßgebenden Wortlaut und Ge­
samtzusammenhang dieser tariflichen Regelung (vgl. BAG Urteil
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vom 12. September 1984 - 4 AZR 336/82 -, DB 1985, 130, auch zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt) 
läßt sich nicht entnehmen, daß die Tarifvertragsparteien den Zu­
schuß zum Kurzarbeitergeld als Nettobetrag vereinbaren wollten; 
deshalb ist der Zuschuß nur als Bruttobetrag zu gewähren. Grund­
sätzlich hat der Arbeitgeber Lohnzahlungen als Bruttobetrag zu 
leisten, d.h. er zieht vom Bruttobetrag die darauf entfallende 
Lohn- und Kirchensteuer sowie die Arbeitnehmeranteile zur So­
zialversicherung ab, leitet diese Beträge an die zuständigen 
Stellen weiter und zahlt dem Arbeitnehmer den verbleibenden Net­
tobetrag aus. Wollen die Parteien des Arbeitsvertrags hiervon 
abweichen und dem Arbeitnehmer die vereinbarte Vergütung netto 
auszahlen mit der Folge, daß der Arbeitgeber auf diesen Nettobe­
trag Lohn- und Kirchensteuer sowie Sozialversicherungsbeiträge 
aufzustocken und diese zusätzlichen Beträge an die zuständigen 
Stellen abzuführen hat, muß dies ausdrücklich und eindeutig ver­
einbart werden (BAG 15, 168 = AP Nr. 15 zu § 670 BGB; BAG Urteil 
vom 18. Januar 1974 - 3 AZR 183/73 -, AP Nr. 19 zu § 670 BGB).

Auch für Tarifverträge findet dieser Grundsatz Anwendung. In 
aller Regel sind die von den Tarifvertragsparteien vereinbarten, 
vom Arbeitgeber zu erbringenden Leistungen Bruttobeträge. Dies 
ist so selbstverständlich, daß in Lohn- und Gehaltstarifverträgen 
im allgemeinen bei der Festsetzung der einzelnen Lohn- und Ge­
haltsbeträge auf den Zusatz "brutto" verzichtet wird. Ebenso wie 
den Parteien des Arbeitsvertrags steht es allerdings auch den 
Tarifvertragsparteien frei, bestimmte Leistungen des Arbeitgebers 
als Nettobetrag zu vereinbaren. Wollen Tarifvertragsparteien eine
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solehe abweichende und ungewöhnliche Regelung treffen, muß dies 
jedoch - wenn auch nicht ausdrücklich - im Tarifvertrag deutlich 
erkennbar zum Ausdruck kommen, weil nur so auf einen von der Re­
gel abweichenden Willen der Tarifvertragsparteien geschlossen 
werden kann. An einer solchen abweichenden Regelung fehlt es im 
vorliegenden Fall.

Das in Nr, 174 RTV erwähnte Nettoarbeitsentgelt ist ein 
Rechnungsfaktor zur Ermittlung der Höhe des Zuschusses. Hierbei 
wird noch nicht einmal das tatsächliche Nettoarbeitsentgelt be­
rücksichtigt, weil nach der ausdrücklichen tariflichen Regelung 
Feiertagszuschläge unberücksichtigt bleiben. Aus dem Tarifvertrag 
läßt sich aber nicht entnehmen, daß das Nettoarbeitsentgelt nicht 
nur Rechnungsfaktor zur Ermittlung der Höhe des Zuschusses zum 
Kurzarbeitergeld sein soll, sondern darüber hinaus der Zuschuß 
auch netto gezahlt werden soll. Auch mit einer Nettolohngarantie, 
etwa in Höhe von 90 % des Nettoarbeitsentgelts, befaßt sich die 
Vorschrift nicht.

Wenn es hier nicht um eigentlichen Lohn, sondern nur um ei­
nen "Zuschuß" zum Kurzarbeitergeld geht, besagt dies ebenfalls 
nichts darüber, daß dieser Zuschuß netto gezahlt werden müßte. 
Grundsätzlich schuldet der Arbeitgeber alle Leistungen aus dem 
Arbeitsverhältnis brutto. Ob im Einzelfall die vom Arbeitgeber 
gewährte Leistung lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtig 
ist oder lohnsteuer- und beitragsfrei zu gewähren ist, richtet 
sich allein nach den Vorschriften des Lohnsteuer- und Sozialver­
sicherungsrechts (vgl. BAG Urteil vom 8. Mai 1984 - 3 ÄZR

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8-

194/82 zur Veröffentlichung vorgesehen). So war z. B. der 
vom Arbeitgeber zu zahlende Zuschuß zum Krankengeld nach dem 
früheren Arbeiterkrankheitsgesetz nach dem Nettoarbeitsentgelt zu 
berechnen, wurde aber gleichwohl als Bruttobetrag geschuldet.

Der Zuschuß zum Kurzarbeitergeld ist zwar nach der aus­
drücklichen Regelung in Nr. 174 RTV "kein Arbeitsentgelt". Dar­
aus kann aber entgegen der Auffassung des Klägers nicht gefolgert 
werden, daß der Zuschuß netto zu zahlen ist. Diese Regelung be­
sagt nur, daß der Zuschuß kein Entgelt für eine bestimmte Ar­
beitsleistung des Arbeitnehmers ist. Leistungen des Arbeitgebers, 
die kein Entgelt für eine bestimmte Arbeitsleistung des Arbeit­
nehmers darstellen, sind im Arbeitsverhältnis jedoch nicht sel­
ten. So stellen z. B. Aufwandsentschädigungen, Verheirateten- 
zulagen, Kinderzuschläge kein Entgelt für eine Arbeitsleistung 
dar, sondern sollen Kosten ganz oder teilweise abdecken, die dem 
Arbeitnehmer bei Erbringung der Arbeitsleistung oder im privaten 
Bereich entstehen. Gleichwohl sind solche Leistungen des Arbeit­
gebers nicht von vornherein netto zu zahlen, sondern nur bei ei­
ner entsprechenden Vereinbarung. Das hat der Senat z. B. für 
den Verpflegungszuschuß im Baugewerbe ausdrücklich so entschieden 
(vgl. BAG 40, 307 = AP Nr. 44 zu § 1 TVG Tarifverträge: Bau).

Für diese Auslegung der Nr. 174 RTV spricht zudem, daß Ta­
rifvertragsparteien im allgemeinen mit Tarifnormen auch eine 
praktisch brauchbare Regelung erstreben (vgl. BAG 42, 244 = AP 
Nr. 2 zu § 21 TVAL II). Wäre der Zuschuß zum Kurzarbeitergeld 
netto zu zahlen, wäre diese Regelung wenig praktikabel. Der Ar-
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beitgeber müßte im Einzelfall komplizierte Bruttolohnberechnungen 
anstellen, da in der Übernahme von Lohn- und Kirchensteuer sowie 
Arbeitnehmeranteilen zur Sozialversicherung wieder zu versteu­
ernder und beitragspflichtiger Arbeitslohn liegt und der Arbeit­
geber durch "Abtasten" der Lohnsteuertabelle und der Prozentsätze 
der Sozialversicherungsbeiträge den maßgebenden Bruttolohn er­
mitteln müßte, was mit erheblichem Arbeitsaufwand verbunden wäre 
(vgl. BAG 15, 168, 172 f. = AP Nr. 15 zu § 670 BGB). Allein 
die Ermittlung von 90 % des fiktiven Nettoarbeitsentgelts zur 
Berechnung des Zuschusses zum Kurzarbeitergeld ist mit einem ge­
wissen Arbeitsaufwand verbunden. Wäre der so ermittelte Zuschuß 
nur ein Nettobetrag und müßte brutto hochgerechnet werden, wäre 
die Vorschrift der Nr. 174 RTV weder vernünftig noch praktisch 
brauchbar. .Dies hinderte die Tarifvertragsparteien zwar nicht, 
gleichwohl eine solche Regelung zu treffen. Das müßte aber deut­
lich erkennbar im Tarifvertrag zum Ausdruck kommen, was vor- 
liegen d nicht ge s c he he n ist.

Da Wortlaut und Gesamtzusammenhang der tariflichen Regelung 
keinen deutlich erkennbaren Anhaltspunkt dafür enthalten, daß der 
Zuschuß zum Kurzarbeitergeld netto zu zahlen ist, ist die Tarif­
auslegung nach diesen Auslegungskriterien nicht zweifelhaft und 
führt zu dem Ergebnis, daß der Arbeitgeber den Zuschuß zum Kurz­
arbeitergeld als Bruttobetrag schuldet. Dann aber ist für die 
Heranziehung weiterer Auslegungskriterien kein Raum (BAG Urteil 
vom 12. September 1984 - 4 AZR 336/82 -, DB 1985, 130, auch zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Gerichts be­
stimmt). Deshalb kommt es auf die Tarifgeschichte und eine even-
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tuelle praktische Tarifübung nicht an.

Zudem kann der Kläger aus der Tarifgeschichte nichts für 
sich herleiten. Die Tarifgeschichte ergibt nicht, daß die Tarif­
vertragsparteien übereinstimmend den Zuschuß als Nettobetrag 
vereinbaren wollten; Ursprünglich war von Gewerkschaftsseite ein 
Zuschuß zum Kurzarbeitergeld auf Bruttobasis vorgesehen. Dies 
hätte aber nach einer Auskunft der Bundesanstalt für Arbeit zu 
einer Anrechnung auf das Kurzarbeitergeld geführt. Deshalb ist 
auf Anregung der Bundesanstalt für Anbeit als Berechnungsfaktor 
für den Zuschuß zum*Kurzarbeitergeld der Nettolohn eingeführt 
worden. Das ist zwischen den Parteien unstreitig. Daraus folgt,

I
aber, daß die Tarifvertragsparteien die Berechnung des Zuschusses 
zum Kurzarbeitergeld nach dem Nettoarbeitsentgelt nicht deshalb 
gewählt haben, weil sie den Arbeitnehmern'einen bestimmten Net­
tolohn garantieren, sondern well sie vermeiden wollten, daß der 
Zuschuß zum Kurzarbeitergeld auf das Kurzarbeitergeld angerechnet 
würde. Auf die von der Revision in der mündlichen Verhandlung vor 
dem Senat erläuterten Tarifziele der Gewerkschaft und Verhand­
lungsgegenstände bei den Tarifvertragsverhandlungen, die zum Ab­
schluß des vorliegenden Tarifvertrags und seiner Rechtsvorgänger 
führten, kommt es nicht an, wenn sie keinen Eingang in den Ta­
rifvertrag gefunden haben. Auch die vom1 Arbeitsring der Arbeit­
geberverbände der deutschen chemischen Industrie e,V. in seinem 
ersten Rundschreiben vertretene Rechtsäuffassurg zur Garantie des 
Nettoarbeitsentgelts ist kein Auslegungskriterium,.sondern nur 
eine unverbindliche Meinungsäußerung zu einer verbindlichen Ta­
rifnorm (vgl. BAG Urteil vom 6. Februar 1985 >  ̂AZR 155/83 -,
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zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen).

Ebensowenig kommt es darauf an, ob und in welchem Umfang in 
der Praxis der Zuschuß zum Kurzarbeitergeld netto gezahlt wurde 
oder wird. Eine Tarifübung, die vorliegend wegen der nicht zwei­
felhaften Tarifauslegung ohnehin unbeachtlich wäre, kann bei der 
Tarifauslegung nur dann rechtliche Bedeutung erlangen, wenn sie 
in Kenntnis und mit Billigung der Tarifvertragsparteien prakti­
ziert wird (BAG 40, 6? = AP Nr. 2 zu § 1 TVG Tarifliche Übung). 
Eine solche auf Nettozahlung des Zuschusses zum Kurzarbeitergeld 
gerichtete Tarifübung hat aber der Kläger selbst nicht behauptet. 
Der Arbeitsring der Arbeitgeberverbände der deutschen chemischen 
Industrie e.V. hat seine in dem ersten Rundschreiben geäußerte 
Rechtsauffassung bereits vor Inkrafttreten des Tarifvertrags (1. 
Januar 1974) mit Schreiben vom 26. November 1973 widerrufen.

Darüber, ob und inwieweit der Zuschuß nach den einschlägigen 
gesetzlichen Vorschriften überhaupt Steuer- und sozialversiche­
rungspflichtig ist, hatte der Senat nicht zu befinden. Darüber 
haben im Streitfall die Gerichte der Finanz- und Sozialgerichts­
barkeit zu entscheiden (vgl. BAG 40, 307 = AP Nr. 44 zu § 1 TVG 
Tarifverträge: Bau).

Der Kläger hat als unterlegene Partei gemäß § 91 ZPO die 
Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Dr. Neumann
Prieschl

Dr. Feiler
Engert

Dr. Etzel
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